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Maklerrecht. Eine Maklerklausel im
Grundstückskaufvertrag, wonach der Käufer
die Maklerprovision zahlen muss, gilt auch
für einen Erwerber, der sein Vorkaufsrecht
ausübt.

BGH, Urteil vom 7. März 2019,
Az. I ZR 148/18

Maklerklausel gilt auch, wenn
Vorkaufsrecht ausgeübt wird
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DER FALL

Eine Maklerin hatte mit einem Grund-
stücksverkäufer in einer Vertriebsverein-
barung festgelegt, dass der Verkäufer
keine Provision zahlen muss. Allerdings
sollte er sich verpflichten, eine Makler-
klausel in den Kaufvertrag aufzunehmen.
Dortwurde festgeschrieben, dass der Käu-
fer der Maklerin eine Provision in Höhe
von 3,57% zu zahlen hat. Ferner wurde
eine Klausel zum Vorkaufsrecht fixiert.
Demnach sollte auch derjenige, der es

ausübt, die Courtage zahlen müssen.
Wenig später wird das Objekt verkauft.
Der Vorkaufsberechtigtemachte zwar von
seinem Anspruch Gebrauch, wollte aber
nicht die in der Maklerklausel vereinbarte
Provision bezahlen. Die Maklerin klagt. In
erster Instanz wird die Klage abgewiesen,
das Berufungsgericht gibt der Maklerin
teilweise Recht. Der Erwerber wendet sich
an den BGH, der die Sache wiederum an
das Berufungsgericht zurückverweist.
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DIE FOLGEN

Die Richter amBGH vertreten die Ansicht,
dass der Maklerklausel im notariellen
Kaufvertrag „nicht lediglich deklaratori-
sche Wirkung beigemessen werden
kann“. Vielmehr betrifft sie auch die Per-
son, die das Vorkaufsrecht ausübt – selbst
wenn siemit der Vermittlerin keinenMak-
lervertrag abgeschlossen hat. Im Kauf-
vertrag war festgelegt, dass, wenn das Vor-
kaufsrecht ausgeübt wird, der Ausübende

verpflichtet ist, die Maklerprovision zu
übernehmen. Die Richter gehen davon
aus, dass das Wort „verpflichtet“ darauf
hindeutet, dass der Klausel ein Anspruch
des Verkäufers zugrunde liegt. Es sei
davon auszugehen, dass der Verkäufer die
Verpflichtung des Erstkäufers zur Provisi-
onszahlung auch auf den Vorkaufsbe-
rechtigten ausdehnen will, so die BGH-
Richter.
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WAS IST ZU TUN?

Leider gibt es hinsichtlich von Makler-
klauseln in notariellen Kaufverträgen
keine höchstrichterliche Klarheit. Den-
noch geben sie, wie dieser Fall zeigt, eine
gewisse Sicherheit und minimieren die
Risiken von Provisionsklagen.Der Provisi-
onsanspruch wird dabei in Maklerklau-
seln gemäß § 328 BGB durch einen soge-
nannten Vertrag zugunsten Dritter be-
gründet, wobei der Makler der Dritte ist.
Häufig wird darin fixiert, dass die Provi-
sion mit Vertragsschluss verdient und zur
Zahlung fällig ist. Für den Vermittler folgt

somit aus dem Vertrag ein unmittelbarer
Zahlungsanspruch. Gerade wenn Vor-
kaufsrechte ausgeübt werden, sollte eine
klar formulierte Maklerklausel in den
Grundstückskaufvertrag aufgenommen
werden. Dass in diesem Fall die Richter
zugunsten der Maklerin entschieden,
bedeutet nicht, dass dies immer so sein
muss. Der Vermittlerin kam zugute, dass
die Klausel professionell und unmiss-
verständlich ausgearbeitetwar. AnjaHall

Rechtsanwalt
Dr. André Lippert

von Taylor Wessing
Quelle: Gleiss Lutz

Öffentliches Recht. Eine Baugenehmigung
muss nicht nur den Lärm, der von dem
Vorhaben selbst ausgeht, berücksichtigen,
sondern auch Reflexionen von
Verkehrslärm, die das Projekt auslösen wird.

OVG Niedersachsen, Beschluss vom 14. Februar 2019,
Az. 1 ME 135/18

Keine Baugenehmigung, wenn das
Projekt viel Lärm reflektiert

.. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

DER FALL

Der Eigentümer eines Wohnhauses an
einer stark befahrenen Eisenbahnstrecke
wehrt sich gegen eine Baugenehmigung
für einen Gebäuderiegel, der in seiner
Nachbarschaft errichtet weden soll.
Ursprünglich will er erreichen, dass die
aufschiebende Wirkung seiner Klage
gegen die Baugenehmigung angeordnet

wird. Nach erfolglosen Eil- bzw. Abände-
rungsanträgen legt er Beschwerde beim
OVG Niedersachsen ein. Dabei macht er,
gestützt auf eine schalltechnische Stel-
lungnahme, geltend, dass das Gebäude in
unzumutbarer Weise den Lärm der Eisen-
bahntrasse reflektiert.
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DIE FOLGEN

Die Beschwerde ist erfolgreich. Das OVG
ordnet die aufschiebende Wirkung der
Klage an. Auch wenn das Gebäude sowie
seine Nutzung selbst keinen unzumutba-
ren Lärm verursachen, darf städte-
baurechtlich nicht außer Acht gelassen
werden, dass Störungen Dritter durch die
Existenz dieses Bauvorhabens verstärkt
werden. Der Bahnlärm, der durch den
Gebäuderiegel reflektiert wird, muss dem
Vorhaben zugerechnetwerden.Das Rück-
sichtnahmegebot (§ 34 Abs. 1 BauGB)
wird dann verletzt, wenn ungesunde
Wohnverhältnisse im Sinne von § 1 Abs. 6
BauGB vorliegen. Dazu können auch

Lärmreflexionen gehören, die durch das
Vorhaben ausgelöst werden. Es liegt nahe,
dass die Schwelle zur Gesundheitsgefähr-
dung jedenfalls zur Nachtzeit überschrit-
ten wird. Aber auch wenn das nicht der
Fall ist, muss der Bauherr die Belange sei-
nes Nachbarn stärker berücksichtigen.
Denn durch die Lärmreflexionen ist die
Rückseite des Gebäudes betroffen, die als
einziger Rückzugsbereich in Betracht
kommt und dadurch besonders schutz-
würdig ist. Der Bauherr könnte beispiels-
weise schalldämmendes Material oder
offenporigen Putz anbringen.
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WAS IST ZU TUN?

DasOVG stellt klar: EinNachbar kann sich
erfolgreich gegen eine Baugenehmigung
mit dem Argument wenden, das geneh-
migte Vorhaben rufe durch Reflexion
unzumutbare Lärmimmissionen hervor.
Dies ist neu und widerspricht der bisheri-
gen obergerichtlichen Rechtsprechung:
Bislang wurde nur der Lärm betrachtet,
der alleine von dem Vorhaben selbst aus-
geht. Straßenlärm wurde in diesen Kon-
stellationen dann beispielsweise dem

Straßenbaulastträger zugerechnet. Diese
neue Rechtsprechung kann zu steigenden
Anforderungen an einen Bauherrn füh-
ren. Denn er muss jetzt möglicherweise
auch Maßnahmen zur Reduzierung der
Lärmreflexion ergreifen, um seinem Vor-
haben zur Genehmigungsfähigkeit zu ver-
helfen. Allerdings widerspricht sich nun
die obergerichtliche Rechtsprechung;
eine höchstrichterliche Klärung bleibt
abzuwarten. Anja Hall

Rechtsanwalt
Christian Hippel

von W I R Wanderer
und Partner

Bauträgerrecht. Auch Texte und
Visualisierungen in einem Prospekt, mit
dem eine Wohnung beworben wird, können
das Leistungssoll für die Bauverpflichtung
des Bauträgers bestimmen.

KG, Urteil vom 11. Juni 2019,
Az. 21 U 116/18

Fertige Wohnung darf nicht zu stark
vom Exposé abweichen
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DER FALL

Ein Bauträger verkauft eine Dachge-
schosswohnung. Das Exposé, mit dem er
sie beworben hat, enthält mehrere Visua-
lisierungen. Danach soll die Wohnung ein
zentrales Wohnzimmermit offener Küche
haben, von wo aus eine „elegante Treppe
aus Sichtbeton“ mit 16 Stufen zur Dach-
terrasse führt. Abweichend vom Exposé

wird die Treppe allerdings als Trocken-
baukonstruktion mit Betonoptik herge-
stellt. Zudem ist sie deutlich steiler, weil
sie nur 13 Stufen hat. Der Erwerber ver-
weigert deshalb die Zahlung des Restkauf-
preises. Daraufhin verklagt der Bauträger
den Käufer. Er erklärt die Rückabwicklung
des Vertrags.
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DIE FOLGEN

Der Bauträger unterliegt in beiden Instan-
zen, denn die Wohnung hat wesentliche
Mängel. Die Leistungsverpflichtung des
Bauträgers wird nicht nur durch die Bau-
beschreibung bestimmt, sondern auch
durch „sonstige vertragsbegleitende
Umstände“, insbesondere ein Prospekt.
Dabei können nicht nur Angaben im Text,
sondern auch Visualisierungen für den
Erwerber besonders bedeutsam sein.
Wirbt der Bauträger hiermit, muss er auch
dafür Sorge tragen, dass das Bauwerk in
den Punkten, die vonwesentlicher Bedeu-
tung für die Kaufentscheidung des Erwer-
bers sein können, zutreffend wiedergege-
ben wird. Der bloße Hinweis, wonach das
Bildmaterial unverbindlich sei, genügt
nicht. Denn sonst wäre es dem Bauträger
möglich, die positive Werbewirkung einer

Darstellung für sich auszunutzen, ohne
sich daran halten zu müssen. Die Treppe
zur Dachterrasse ist aus zwei Gründen
mangelhaft: zum einen, weil sie nur aus
Betonimitat hergestellt ist. Aufgrund ihrer
Lage im zentralen Wohn- und Esszimmer
ist ihre Gestaltung für die gesamte Woh-
nung prägend. Das Material ist dabei ein
wichtiger Aspekt für einen Erwerber, denn
Sichtbeton ist dauerhaft haltbar und ver-
mittelt einen hochwertigen Eindruck.
Zum anderen ist die Treppe deutlich stei-
ler und wirkt dadurch weniger elegant als
im Prospekt. Der Erwerber hat die Zah-
lung des restlichen Kaufpreises daher zu
Recht verweigert. Der Rücktritt des Bau-
trägers vom Vertrag ist unwirksam.
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WAS IST ZU TUN?

In Bauträgerverträgen und in Prospekten
finden sich regelmäßig allgemein gehal-
tene Hinweise, wonach „Abbildungen un-
verbindlich“ seien.Dem ist nicht so:Wenn
der Bauträger für eine Wohnung mit
bestimmten Ausstattungsmerkmalen
wirbt, die z.B. hochwertiger sind oder ele-

ganter wirken als diejenigen, die tatsäch-
lich realisiert werden können, kann er sich
nicht auf allgemeine Vertragsklauseln
berufen. Vielmehr müssen Umstände, die
vom Exposé abweichen, im Notarvertrag
konkret benannt werden. Anja Hall

Steuerberater
Jens Krall

von Euprax

Steuerrecht. Wird eine Wohnung, die der
Eigentümer lange Jahre selbst bewohnt hat,
vor dem Verkauf für kurze Zeit vermietet, ist
der Erlös auch dann steuerfrei, wenn die
Haltefrist von zehn Jahren noch nicht
abgelaufen ist.

BFH, Urteil vom 3. September 2019,
Az. IX R 10/19

Wohnungsverkauf ist auch bei
Zwischenvermietung steuerfrei
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DER FALL

Der Kläger in diesem Rechtsstreit erwarb
im Jahr 2006 eine Eigentumswohnung. Bis
einschließlich April 2014 bewohnte er sie
durchgehend selbst, dann verkaufte er sie
mit Vertrag vom 17. Dezember 2014 wie-
der. Im Zeitraum von Mai 2014, also sei-
nem Auszug, bis zur Veräußerung im
Dezember hat er seineWohnung anDritte
vermietet. Das Finanzamt sah in demVer-
kauf ein steuerpflichtiges privates Veräu-
ßerungsgeschäft: Der zehnjährige Halte-
zeitraum, nach dem ein Verkauf steuerfrei

ist, war noch nicht abgelaufen und unmit-
telbar vor dem Wohnungsverkauf hat der
Eigentümer sie weder selbst genutzt noch
habe ein „Eigennutzungsäquivalent“, also
ein Leerstand, vorgelegen. Infolgedessen
erfasste das Finanzamt einen Veräuße-
rungsgewinn von rund 45.000 Euro im
Einkommensteuerbescheid 2014. Der
Einspruch des Eigentümers hatte keinen
Erfolg, letztlich befasste sich der BFH mit
dem Fall.
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DIE FOLGEN

Der BFH gab dem Kläger Recht. Er hat
keine zu versteuernden Einkünfte aus
einem privaten Veräußerungsgeschäft
erzielt, weil dieWohnung im Jahr des Ver-
kaufs und in den beiden vorangegange-
nen Jahren zu eigenen Wohnzwecken
genutzt wurde. Dabei muss der Eigentü-
mer die Wohnung im Jahr der Veräuße-
rungund imzweiten Jahr vor derVeräuße-

rung nicht während des gesamten Kalen-
derjahrs selbst bewohnt haben, so die
Richter. Vielmehr genügt ein zusammen-
hängender Zeitraum der Nutzung zu eige-
nen Wohnzwecken, der sich über drei
Kalenderjahre erstreckt. Das Finanzamt
musste deshalb den Steuerbescheid des
Klägers ändern und den Veräußerungsge-
winn aufheben.
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WAS IST ZU TUN?

Immobilien im Privatvermögen können
nach Ablauf von zehn Jahren steuerfrei
veräußert werden. Darüber hinaus be-
steht eine Sonderregelung. Sie greift,
wenn dieser Zehnjahreszeitraum noch
nicht abgelaufen ist und wenn Immobi-
lien im Zeitraum zwischen der Anschaf-
fung bzw. Fertigstellung und dem Verkauf
entweder ausschließlich zu eigenen
Wohnzwecken oder zumindest im Jahr
der Veräußerung und in den beiden vo-
rangegangenen Jahren zu eigenen Wohn-
zwecken genutzt wurden. Bei der zweiten

Alternative muss der Wohnungseigentü-
mer die Wohnung über die drei letzten
Jahre nicht durchgängig selbst bewohnt
haben. Es reicht ein zusammenhängender
Zeitraum der Selbstnutzung über drei
Kalenderjahre hinweg, dabei muss nur
das mittlere Kalenderjahr voll ausgefüllt
sein. Im Extremfall genügt es also, wenn
der Wohnungseigentümer die Wohnung
in einem Zeitraum von einem Jahr und
zwei Tagen selbst bewohnt, um sie inner-
halb der Zehnjahresfrist steuerfrei weiter-
zuverkaufen. Anja Hall
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